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Das Maßnahmenkonzept Müggelsee/
Müggelspree
Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) hat zum Ziel, Wasser und Gewässer für 
die zukünftigen Generationen zu schützen. In Artikel 14 WRRL sind die Mitgliedsstaaten 
aufgefordert, hierbei eine aktive Beteiligung der Ö�entlichkeit zu gewährleisten. Anhand 
des Maßnahmenkonzeptes Müggelsee/-spree wird aufgezeigt, wie dies umgesetzt wurde 
und wie innovative Konzepte eine umfassende Einbindung der Ö�entlichkeit – auch in 
komplexe Planungs- und Abwägungsprozesse – ermöglichen. 

Einleitung

Die EG-WRRL [1] hat zum Ziel, Wasser 
und Gewässer für die zukün�igen Gene-
rationen zu schützen. Die Richtlinie for-
dert, für die berichtsp­ichtigen Ober­ä-
chengewässer den guten ökologischen Zu-
stand bzw. das gute ökologische Potenzial 
bis spätestens 2027 herzustellen. Berichts-
p­icht besteht für alle Fließgewässer mit 
einer Einzugsgebietsgröße ab 10 km² sowie 
alle Standgewässer, die eine Mindestwas-
ser­äche von 50 ha aufweisen. Die Berliner 
Gewässer erreichen die gewässerbezoge-
nen Entwicklungsziele der WRRL derzeit 
nicht. Daher sind für diese räumlich und 
zeitlich di�erenzierte, abschnittsspezi�-
sche Maßnahmenkonzepte zu erarbeiten.

Die Zuständigkeit für die Umsetzung 
der WRRL liegt bei der Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 
(SenStadtUm). Diese hat bereits für diver-
se Berliner Gewässer sog. „Gewässerent-
wicklungskonzepte“ aufgestellt. Diese ent-
halten konzeptionelle Maßnahmenvor-
schläge, die zur Erreichung des guten 
ökologischen Zustandes / guten ökologi-
schen Potenzials beitragen sollen. Im An-
schluss an die Konzepte erfolgt die kon-
krete Umsetzung der Maßnahmen. Fertig-
gestellt wurden Konzepte für die folgenden 
Teileinzugsgebiete (Stand 12.2015):
 ■ Tegeler Fließ,
 ■ Panke,
 ■ Wuhle,
 ■ Erpe.

Für die Berliner Spree werden im Zeit-
raum von 2013 bis 2018 insgesamt drei 
Teilkonzepte erstellt. Der erste Teilbereich 
ist der hier behandelte Abschnitt „Müg-

gelsee/Müggelspree“, anschließend erfolgt 
die konzeptionelle Bearbeitung der Teilbe-
reiche „Rummelsburger See“ und „Vor-
stadtspree von Köpenick bis Osthafen“.

Die Senatsverwaltung beau�ragte eine 
Arbeitsgemeinscha� (ARGE), bestehend 
aus dem Planungsbüro Koenzen – Wasser 
und Landscha�, lanaplan und Pro Aqua – 
Ingenieurgesellschaft für Wasser- und 
Umwelttechnik mbH mit der Erstellung 
des Entwicklungskonzeptes Müggelspree/
Großer Müggelsee.

Rahmenbedingungen

Die besondere Herausforderung der Pla-
nung bestand darin, ein an den Anforde-
rungen der WRRL und der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie (FFH-RL) [2] sowie der 
EU Vogelschutz-Richtlinie [3] ausge-
richtetes Konzept zur Erhaltung bzw. Ver-
besserung der Ufer- und Sohlstrukturen 
 unter Berücksichtigung der Belange des 
Hoch- und Trinkwasserschutzes, der 
Schi�fahrt, der Fischerei, intensiver Frei-

Bild 1: kleine Abbildung unten links: Lage des Untersuchungsgebietes in Berlin. Große 
Abbildung: Das Untersuchungsgebiet umfasst die Spree zwischen Dämeritzsee und 
Großen Müggelsee (die sogenannte „Müggelspree“) sowie den Großen Müggelsee 
und den sich daran anschließenden kleinen Müggelsee und die Bänke. (Quelle: Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin)
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zeitnutzung und anderer Nutzerbelange 
zu erstellen. Neben einer Kompromiss�n-
dung war dabei insbesondere die zweck-
mäßige Funktionalität des Konzepts im 
Blick zu behalten.

Der Planungsraum
Der Planungsraum be�ndet sich im Süd-
osten Berlins im Bezirk Treptow-Köpe-
nick (Bild  1). Er umfasst den Großen 
Müggelsee inklusive der Bänke, den Klei-
nen Müggelsee sowie die Müggelspree und 
die Alte Spree zwischen dem Großen 
Müggelsee und dem Dämeritzsee.

Der Große Müggelsee hat eine Wasser-
­äche von etwa 7,7 km² und eine Uferlinie 
von etwa 14,8 km. Er ist somit der größte 
See Berlins. Die mittlere Tiefe beträgt 
4,7 m. Die tiefste Stelle liegt bei ca. 9 m. 
Der Große Müggelsee ist eine Bundeswas-
serstraße. Motorboote dürfen den See nur 
innerhalb einer markierten Fahrrinne 
durchqueren. Die Fahrrinne verbindet die 

Einmündung der Müggelspree in den 
Großen Müggelsee mit dem Auslauf der 
Stadtspree aus dem See linear.

Vom östlich gelegenen Dämeritzsee 
aus nimmt die Spree ihren Weg als Müg-
gelspree auf ca. 4,4 km vorbei an einem 
kleinen verzweigten Kanalsystem in „Neu-
Venedig“ (Hessenwinkel) durch den Klei-
nen und Großen Müggelsee. Die Müggel-
spree ist eine ganzjährig schi¯are Bun-
deswasserstraße. Zu diesem Zweck wurde 
das Gewässer ausgebaut. Es weist heute ein 
regelpro�liertes Trapezpro�l auf, ist im 
Mittel etwa 2,50 m tief und staureguliert 
(Mühlendammschleuse). Die Gewässer-
breite schwankt in der Regel zwischen 30 
und 40 m. Die Ufer sind überwiegend mit 
Holzpfahlreihen (in Form einer Doppel-
palisade) befestigt [4].

Die Verkürzung des Schi�fahrtsweges 
zur Verbesserung der Vor­utverhältnisse 
der Müggelspree wurde ab Mitte bis Ende 
des 19. Jh. durch mehrere Durchstiche 

vollzogen. Die Spree wurde direkt an den 
Dämeritzsee angeschlossen (1845) und die 
„Alte Spree“ entstand. Später (1879 – 1880) 
erfolgte ein Durchstich am Westufer des 
Dämeritzsees, welcher den Beginn der 
Müggelspree im Planungsraum darstellt. 
Im Jahr 1876 wurde der Spreeverlauf bei 
Rahnsdorf sowie die Mündung der Spree 
in den Müggelsee durch einen weiteren 
Durchstich zwischen dem Kleinen und 
Großen Müggelsee neu geregelt. Zuvor 
­oss die Spree um die Halbinsel Entenwall 
durch die heutigen „Bänke“ in den Gro-
ßen Müggelsee.

Schutzgebietskulisse
Das FFH-Gebiet „Müggelspree-Müggel-
see“ umfasst mit einer Fläche von 1.679 ha 
den gesamten Müggelsee mit der Bänke 
und Flächen im Bereich des Fredersdorfer 
Mühlen­ießes. Daneben beinhaltet das 
Gebiet auch eine größere Fläche, die sich 
zum Teil an das linke Ufer der Müggel-

Bild 2: Ablauf des Beteiligungsprozesses und des planerischen Vorgehens. Grundsätzlich wurde in 3 Ebenen der Beteiligung 
 unterschieden: Öffentlichkeit (allgemeine / breite Öffentlichkeit), Stakeholder (interessierte Öffentlichkeit / Fachöffentlichkeit) 
und Steuerungsgruppe (behördliche Fach-Akteure). Der chronologische und planerische Ablauf des Projektes (von links nach 
rechts) ist ebenfalls enthalten. (Quelle: Planungsbüro Koenzen)
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spree und der Alten Spree im Untersu-
chungsgebiet anschließt. Das Gebiet um-
fasst die „Spreetalniederung mit extensi-
ver Grünlandnutzung, Talsandinseln mit 
Dünenrücken, verlandete Moorrinnen in 
Kiefernforsten, Fließgewässer mit Auwald-
resten, Flusssee der Spree mit Schwimm-
blatt- und Unterwasserp­anzenbeständen 
und Auwaldresten“. Die Schutzwürdigkeit 
wird durch eine „Lebensraumtypen- und 
artenreiche Urstromtallandschaft“ be-
stimmt [5].

Das Europäische Vogelschutzgebiet 
„Müggelspree“ erstreckt sich mit einer 
Fläche von 800 ha in drei Teilgebieten über 
die Bänke mit Bereichen des Entenwalls 
und Dreibocks, das Gebiet linksseitig der 
Müggelspree und Alten Spree im Untersu-
chungsgebiet sowie ein Teilgebiet südlich 
des Gosener Kanals. Schutzgegenstand 
des Vogelschutzgebietes sind die Arten 
Teichrohrsänger, Eisvogel, Trauersee-
schwalbe, Rohrweihe, Wachtelkönig, 
Schwarzspecht, Zwergschnäpper, Kra-
nich, Seeadler, Neuntöter, Heidelerche, 
Schwarzmilan, Rotmilan, Wespenbussard 
und Sperbergrasmücke [6].

Neben den Schutzgebieten von europä-
ischem Rang umfasst der Planungsraum 
weiter Landscha�sschutzgebiete, ein Na-
turschutzgebiet und diverse gesetzlich 
 geschützte Biotope wie Röhrichte, Moor-, 
Bruch- und Auenwälder sowie Schwimm-
blattgesellscha�en. 

Das Untersuchungsgebiet be�ndet sich 
zudem im Wasserschutzgebiet für das 
Wasserwerk Friedrichshagen.

Eine Besonderheit stellen die Vorschrif-
ten zu Schutz und Pflege des Röhricht-
bestandes nach Abschnitt 2 des Berliner 
 Naturschutzgesetzes dar. Nutzungsbe-
rechtigte und Eigentümer von mit Röh-
richt bestandenen Flächen müssen diese 
erhalten und p­egen. Seit den 1980er-Jah-
ren setzen die zuständigen Behörden ein 
Röhrichtschutzprogramm um [7].

Planerische Rahmenbedingungen
Aufgrund der vielfältigen Ansprüche an 
den Untersuchungsraum wurden von ver-
schiedenen Akteuren bereits Planungen 
und Konzepte zu diesem Raum erarbeitet. 
Beispielhaft sei an dieser Stelle auf das 
Uferentwicklungskonzept [8] und das 
Steganlagenkonzept [9] hingewiesen. Im 
Uferentwicklungskonzept wurde eine Be-
wertung der Ufer über das Makrozooben-
thos nach dem AESHNA-Verfahren vor-
genommen und die Frage geklärt, wie 
hoch der Anteil von naturnahen Ufern 

vom gesamten Seeufer zur Erreichung der 
ökologischen Zustandsklasse II sein muss 
und wo diese Ufer angesichts einer Gewäs-
serstrukturkartierung entwickelt werden 
könnten. Die ARGE konnte so auf einen 
umfangreichen Datenbestand zurückgrei-
fen. Diesen Datenbestand galt es zu sich-
ten, zu analysieren und aufzubereiten; auf-
wändige neue Erhebungen konnten so 
vermieden werden. 

Wege der Beteiligung

Der Ablauf des Beteiligungsprozesses 
wird in Bild 2 dargestellt.

Das 1. Info-Forum
Dem Planungsraum kommt durch seine 
zentrale Lage und seine naturräumliche 
Ausstattung eine hohe Bedeutung sowohl 
für die Umwelt als auch für die Erholungs-
suchenden und Anlieger zu. Dies wurde 
allen Beteiligten bereits in dem 1. Info-Fo-
rum bewusst. Das Forum sollte der allge-
meinen Information der Bevölkerung die-
nen. So sollte etwa das Planungsteam, die 
Ziele des Projektes und das weitere Vorge-
hen vorgestellt werden. Die Besucher des 
Forums nutzten diesen Termin jedoch 
auch, um Ihre grundsätzlichen Bedenken 
und Sorgen bezüglich der zukünftigen 
Entwicklung des Gebietes – auch zu ´e-
men, die nicht mit der eigentlichen Frage-
stellung zu tun hatten – zu äußern. Dies 
geschah teilweise in sehr emotionaler und 
in wenig projekt- und themenspezi�scher 
Form. Aus planerischer Sicht sei an dieser 
Stelle darauf hingewiesen, dass es von es-

sentieller Bedeutung für das Gelingen ei-
nes solchen Beteiligungsprozesses ist, dass 
alle planerisch tätigen Akteure schon im 
Vorfeld über etwaige Kon­iktthemen oder 
eventuell bestehende emotionale Altlasten 
in der Ö�entlichkeit informiert werden 
(Bild 3). Die Erkenntnisse aus dem 1. Info-
Forum haben Au�raggeber und Au�rag-
nehmer des Konzeptes in der Einschät-
zung bestärkt, dass das Entwicklungskon-
zept nicht losgelöst von den vielfältigen 
Raumansprüchen der verschiedenen Nut-
zergruppen erstellt werden kann. Nur so 
kann letztlich eine zielführende Maßnah-
menplanung gewährleistet werden. Dieser 
Ansatz birgt in sich jedoch die Gefahr ei-
ner kompromissgetriebenen Zielverfeh-
lung. Um dies zu verhindern, wurde im 
Rahmen des Konzeptes eine Vielzahl von 
themenübergreifenden Sitzungen durch-
geführt. Zu diesem Zweck wurde eine 
Steuerungsgruppe, bestehend aus behörd-
lichen Vertretern gegründet. Diese wur-
den in Sitzungen (inkl. Sitzungsprotokolle  
und E-Mail-Verteiler) und über die Inter-
netplattform der SenStadtUm über den je-
weiligen Stand des Konzeptes informiert. 
Die Teilnehmer konnten über Diskussi-
onsbeiträge während der Sitzungen oder 
anschließende Stellungnahmen ihre je-
weiligen fachlichen Belange in den Pla-
nungsprozess einbringen.

Des Weiteren wurden in monothema-
tischen, bilateralen Sitzungen (sog. Hin-
tergrundgesprächen) besonders relevante 
Fragestellungen mit den wichtigsten Ak-
teuren, also der „interessierten Ö�entlich-
keit“ i.S.d. Art. 14 (1) EG-WRRL (sog. Sta-
keholder) vertie�. 

Bild 3: Protest-Plakat an einer Brücke über die Müggelspree.  
(Quelle: Planungsbüro Koenzen)
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Bild 5: Unterschiedliche, nutzungsbezogene und räumlich differenzierte Zielzustände 
im Planungsraum. (Quelle: Planungsbüro Koenzen)

Bild 4: Verschneidung von unterschiedlichen Nutzeransprüchen (aus den Hinter-
grundgesprächen und der 1. Beteiligungswerkstatt) an den Planungsraum und 
anschließende  Zusammenfassung (Synthese). (Quelle: Planungsbüro Koenzen)

Hintergrundgespräche
In den Hintergrundgesprächen wurden zu 
Beginn die Ziele des Maßnahmenkonzepts 
durch die ARGE dargestellt, unter Beteili-
gung des Auftraggebers. Die Beteiligten 
wurden somit von Anfang an in den Pla-
nungsprozess einbezogen und konnten in 
einem ergebniso�enen Prozess ihre Anfor-
derungen, Wünsche und Beobachtungen 
an den Planungsraum formulieren. Dazu 
wurden vorab angefertigte Karten mit Hin-
tergrunddaten (z. B. bestehende Natur-
schutz- oder FFH-Gebiete), aber auch sog. 
„Blanko-Karten“ ohne thematische Inhal-
te zur Verfügung gestellt. Die Teilnehmer 
konnten dabei ihre konkreten Rauman-
sprüche (Ist-Zustand und Ziele) manuell in 
die Karte eintragen. Zudem  erfolgte der 
Eintrag von Hinweisen und allgemeinen 
Bemerkungen ohne eine konkrete Veror-
tung. Die Ergebnisse der Gespräche wurde 
dann in ein geogra�sches Informations-
system (GIS) übertragen ( digitalisiert). So 
entstand Schritt für Schritt ein Raum-Zeit-
Modell der Ansprüche der verschiedenen 
Nutzer- und Interessengruppen.

Die 1. Beteiligungswerkstatt
Als Meilenstein erfolgte die Vorstellung 
und Diskussion der gewonnenen Erkennt-
nisse aus den Hintergrundgesprächen in 
Form einer 1. Beteiligungswerkstatt. Die 
Werkstatt diente der Zusammenführung 
und Information der vorher beteiligten 
 Stakeholder. Neben der zusammenhängen-
den Darstellung der bisherigen Gespräche 
wurde Raum gegeben, Sorgen und Ängste 
der Akteure anzusprechen. Zudem wurden 
aber auch Potenziale im Planungsraum he-
rausgestellt. Dazu wurden mehrere Tisch-
gruppen gebildet, die jeweils von einem 
Mitarbeiter der SenStadtUm und einem 
Mitarbeiter der ARGE moderiert wurden. 
Die Stakeholder wurden gebeten, sich auf 
die Tischgruppen zu verteilen, damit ihre 
jeweiligen (unterschiedlichen) Interessen 
möglichst an  jedem Tisch vertreten waren, 
und um  zugleich einer Lagerbildung ent-
gegenzuwirken. Die unterschiedlichen 
Raumansprüche konnten diskutiert, Ge-
gensätze moderiert werden. Als praktika-
bel erwiesen sich Tischgruppen mit jeweils 
nicht mehr als zehn Teilnehmern.

Die planerische Aufgabe im Anschluss 
an die Hintergrundgespräche und die 
1. Werkstatt bestand in der Synthese der 
unterschiedlichen Raumansprüche. Dies 
geschah nach dem für solche Planungen 
üblichen „Layer-Prinzip“, indem die un-
terschiedlichen Ansprüche der Nutzer-

gruppen verschnitten wurden (Bild 4). Da-
bei konnten Bereiche mit vielfältigen Nut-
zungsansprüchen identi�ziert werden, an 
denen sich unter Umständen Planungs-
konflikte ergeben könnten. Allerdings 
wurden auch Räume identi�ziert, die vor-
wiegend von naturschutzfachlichen oder 
von touristischem Interesse sind.

Basierend auf den Ergebnissen wurde 
eine erste grobe Einteilung in Schwer-
punkträume vorgenommen. Diese wur-
den in der Steuerungsgruppe vorgestellt 

und anschließend einer di�erenzierteren 
Betrachtung unterzogen. Darauf au·au-
end erfolgte eine Einteilung in sog. Pla-
nungsabschnitte. Dabei wurden sowohl 
die terrestrischen, als auch die im aquati-
schen Bereich planungsrelevanten Merk-
male der Abschnitte betrachtet. Bei diesen 
Merkmalen handelt es sich sowohl um be-
stehende administrative Vorgaben als 
auch um unverbindliche Ansprüche der 
Nutzergruppen. Diese „fachliche Ver-
schneidung“ war zur Erreichung eines 
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 hohen Akzeptanzniveaus für zukün�ig 
umzusetzende Maßnahmen notwendig.

Schließlich erfolgte die Aufstellung des 
1. Maßnahmenentwurfs durch die ARGE. 
Dieser beinhaltete konkrete Maßnahmen-
vorschläge zur Erfüllung der WRRL und 
der naturschutzfachlichen Richtlinien, 
welche im Zuge der projektbegleitenden 
Abstimmungsphasen als zielführend und 
sinnvoll erachtet wurden.

Die 2. Beteiligungswerkstatt
Die 2. Beteiligungswerkstatt diente der 
Diskussion des ersten Maßnahmenent-
wurfs mit den Stakeholdern. Auch hier 
wurden wieder moderierte Tischgruppen 
gebildet. Zuvor wurden die Teilnehmer 
durch einen Vortrag ausführlich über die 
erwogenen Maßnahmen informiert. Hier-
bei bietet es sich an, naturwissenscha�lich 
(für den Laien häu�g nur schwer verständ-
liche) abgeleitete Sachverhalte − wie mor-
phologische Leitbilder − und Maßnahmen 
anhand von Skizzen, Piktogrammen und 
Zeichnungen zu illustrieren (vgl. Bild 5). 
Die anfängliche Skepsis gegenüber solchen 
Maßnahmen kann so ggf. reduziert wer-

den und die häu�g geäußerte  Angst vor 
 einer „Wildnis im Naherholungs gebiet“ 
muss erst gar nicht entstehen.

Die Anmerkungen der Stakeholder der 
zweiten Beteiligungswerkstatt wurden do-
kumentiert. Weiterhin erfolgte eine Diskus-
sion des Maßnahmenkonzeptes innerhalb 
der Steuerungsgruppe sowie durch diverse 
Stellungnahmen der Steuerungsgruppen-
teilnehmer. Die erste Planungs variante 
wurde darau¹in modi�ziert und in einem 
2. Maßnahmenentwurf zusammengefasst.

Das 2. Infoforum
In einer abschließenden Veranstaltung 
wurden die Stakeholder und die breite 
 Öffentlichkeit über den endgültigen 
Maßnahmenentwurf informiert. In ei-
nem Vortrag wurden die von den Stake-
holdern in der 2. Beteiligungswerkstatt 
vorgetragenen Änderungswünsche prä-
sentiert und die dadurch bedingten Än-
derungen am Maßnahmenentwurf vor-
gestellt. Die Information der Stakeholder 
wurde von  einer Mitarbeiterin der Sen-
StadtUm und einer Mediatorin mode-
riert. Im Rahmen der sich an den Vor-

tragsteil anschließenden Diskussion wur-
den weiteren Anregungen der Stakeholder 
durch die Moderatoren auf Flipcharts 
aufgenommen und nach ´emenberei-
chen sortiert. Erfahrungsgemäß kommen 
in größeren Diskussionsforen eher die 
„Leitwölfe“ zu Wort. Um aber auch weni-
ger selbstsicheren Teilnehmern die Parti-
zipation am Planungsprozess zu ermögli-
chen, wurde wie folgt vorgegangen: Wäh-
rend einer längeren Pause konnten die 
Teilnehmer den überarbeiteten Maßnah-
menentwurf in Form von großmaßstäb-
lichen Karten nachvollziehen. Die Sen-
StadtUm und die ARGE hatten zu diesem 
Zweck ausreichend viele Mitarbeiter be-
reitgestellt, die direkt angesprochen wer-
den konnten. So konnten Einwände auch 
in kleineren, intimeren Gruppen disku-
tiert werden. Zudem wurde eine Pinn-
wand bereitgestellt, an der ggf. anonym 
wichtige und dringende  Fragen und An-
regungen angebracht werden konnten. 
Sowohl die Pinnwandeinträge  als auch 
die beschri�eten Flipcharts wurden dem 
Endbericht dieses Vorhabens als Fotodoku-
mentation beigefügt.

WASSER 

ANZEIGE

©
 Sc

hl
uc

hs
ee

we
rk

 A
G

www.talsperrensymposium.de

17. Deutsches Talsperrensymposium

15.–17. Juni 2016 • Messe Freiburg i. Br.

Talsperren und Nachhaltigkeit

©
 fo

to
lia

.co
m

/C
he

pk
o D

an
ilG

©
 Sc

hl
uc

hs
ee

we
rk

 A
G

©
 Sc

hl
uc

hs
ee

we
rk

 A
G

©
 fo

to
lia

.co
m

/Z
� o

to

EI
N

LA
D

U
N

G

©
 W

as
se

rv
er

ba
nd

 Su
lm

 e.
 V.

Veranstalter
Deutsches TalsperrenKomitee e. V. (DTK)



Erfahrungen und Fazit

Basierend auf den planerischen Vorüber-
legungen, den gewonnenen Erkenntnis-
sen aus dem Studium der umfangreichen 
Studien zum Großen Müggelsee sowie 
den zahlreichen Anmerkungen aus den 
Hintergrundgesprächen und Werkstätten 
konnte ein Maßnahmenentwurf für den 
Untersuchungsraum erstellt werden 
(Bild 6), der auf einem komplexen Raum-
Zeit-Modell der Nutzer- und Interessen-
gruppen basierte. Mit der Dokumentati-
on des Ist-Zustandes und dessen Abgleich 
mit der Zielkulisse wurden Maßnahmen 
entworfen, die sowohl die Ziele der 
WRRL, als auch die Ziele der FFH-RL 
und VS-RL unterstützen. Dieser Maßnah-

menentwurf dient der zukün�igen Auf-
gabe einer sowohl behördeninternen als 
auch im Dialog mit der Ö�entlichkeit an-
gestrebten Konsensfindung. Der durch 
die WRRL geforderte und geförderte par-
tizipatorische Ansatz dient eben dieser 
Konsens�ndung. Insbesondere an urba-
nen Gewässern werden hoheitliche Auf-
gaben und Programme – wie die Umset-
zung der Bewirtscha�ungsziele nach der 
WRRL – häu�g kritisch bis argwöhnisch 
beobachtet („die da Oben machen eh was 
sie  wollen…“). Durch einen optimierten 
Beteiligungsprozess, bei dem die Stake-
holder von Anfang an beteiligt sind und 
zugleich transparent die Interessen visu-
alisiert und dokumentiert werden, kann 
es jedoch gelingen, diese Skepsis zu redu-

zieren. Hieran sollte, auch in Zeiten knap-
per Haushalte nicht gespart werden, denn 
 eine Ausrichtung auf die Maßnahmenum-
setzung ausschließlich auf ordnungsrecht-
lichem Wege verspricht einen langwieri-
gen und schließlich auch kostenträchtigen 
Weg der Umsetzung der WRRL.

Literatur
[1] Richtlinie (2000/60/EG) des Europäischen 

 Parlamentes und des Rates vom 23. Oktober 
2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens 
für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich 
der Wasserpolitik (Abl. L 327 vom 22. Dezem-
ber 2000).

[2] Richtlinie (92/43/EWG) des Rates von 21. Mai 
1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräu-
me sowie der wildlebenden Tiere und Pflan-
zen (Abl. L 206 vom 22.07.1992).

[3] Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 30.11.2009 über 
die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten 
(Abl. L 20 vom 20.01.2012).

[4] Senatsverwaltung für Stadtentwicklung  Berlin 
(2005): Gewässeratlas von Berlin. Von der Ge-
wässervermessung zum Gewässeratlas von 
Berlin mit hydrographischem Informations-
system. Stand: Dezember 2002.

[5] Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umwelt (2014): Standartdatenbogen des FFH-
Gebietes FFH10.

[6] Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umwelt (2011): Standartdatenbogen des 
 Vogelschutzgebietes SPA05.

[7] Krauß, M., Kühl, H. & A. von Lührte (2003): 
 Berliner Röhrichtschutzprogramm. Erfassung 
von Veränderungen der Berliner Röhricht-
bestände und Beurteilung der Schutzmaß-
nahmen anhand von Luftbildern der Jahre 
1990, 1995 und 2000 sowie früherer Luftbil-
der. Gutachten im Auftrag der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung Berlin.

[8] Leibniz-Institut für Gewässerökologie und 
Binnenfischerei (2011): Uferentwicklungskon-
zept zur Erreichung des guten ökologischen 
Zustandes des Großen Müggelsees (Berlin). 

[9] Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin 
(2006): Steganlagenkonzeption für ausge-
wählte Gewässerbereiche im Bezirk Treptow-
Köpenick von Berlin.

Autoren
Dipl.-Geogr. Christian Reuvers
M.Sc. Claudia Schirmer
Dr. rer. nat. Uwe Koenzen
Planungsbüro Koenzen – Wasser und Landschaft
Schulstraße 37, 40721 Hilden

Dr. rer. nat. Klaus van de Weyer
lanaplan
Lobbericher Straße 5, 41334 Nettetal

Dipl.-Biol. Antje Köhler
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
 Umwelt Berlin Abt. VIII E 24 Brückenstraße 6, 
10179 Berlin

Weitere Empfehlungen aus www.springerprofessional.de:

Wasserrahmenrichtlinie

Fillbrand, G.; et al.: Synergien bei der Umsetzung von WRRL und FFH Richtlinie. In: 
Wasser und Abfall, Ausgabe 01-02/2016. Wiesbaden: Springer Vieweg Verlag, 2016. 
www.springerprofessional.de/link/7440026

Bruhns, A.: Wasser- und Bodenschutz. In: Landschaftsplanung. 3. Au¦age.  
Berlin Heidelberg: Springer Spektrum Verlag, 2016. 
www.springerprofessional.de/link/10012016

Eiden, M.; Jüpner, R.: Wasserrahmenrichtlinie und Hochwasserrisikomanagement- 
Richtlinie — Synergien und Kon¦ikte. In: WasserWirtschaft, Ausgabe 12/2015. 
Wiesbaden: Springer Vieweg Verlag, 2015. 
www.springerprofessional.de/link/7034390

Bild 6: Ausschnitt des Maßnahmenentwurfs. (Quelle: Planungsbüro Koenzen)
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